


Mit unserer Demonstration schließen wir uns dem aktuellen Aufruf
von u.a. CARE, IPPNW, Medico International, NRC Flüchtlingshilfe,
Oxfam, Pax Christi und Weltfriedensdienst an:
Wir erleben eine erschütternde Eskalation von Gewalt und Leid in Palästina und
Israel. Seit dem 7. Oktober wurden über 40.000 Menschen in Palästina und mehr als
1.200 in Israel getötet. Über 100 Geiseln befinden sich weiterhin in Gaza. Mindestens
92.000 Palästinenser wurden verwundet, und unzählige werden vermisst. Nahezu die
gesamte Bevölkerung Gazas wurde bereits mehrfach vertrieben, und mehr als
100.000 Israelis mussten evakuiert werden.

Es gibt keinen sicheren Ort im Gazastreifen. Das gezielte Vorenthalten von
humanitärer Hilfe, Nahrungsmitteln, sauberem Trinkwasser und medizinischer
Versorgung durch Israel bedroht das Leben von Hunderttausenden. Im
Westjordanland sind die Menschen vermehrt der Gewalt von Armee und Siedler
schutzlos ausgesetzt.

Zu all dem wollen und können wir nicht schweigen. Wir verurteilen die
Kriegsverbrechen beider Seiten – sowohl die der Hamas und anderer bewaffneter
Gruppen als auch die der israelischen Regierung. Wir trauern um alle Opfer und
solidarisieren uns mit denjenigen, die sich für Frieden und gleiche Rechte für alle
Menschen in der Region einsetzen. Menschenleben dürfen nicht mit zweierlei Maß
gemessen werden. Palästinensisches Leben ist genauso wertvoll wie israelisches.

• Setzen Sie sich mit allen Mitteln für einen sofortigen und umfassenden
Waffenstillstand ein. Nur ein Waffenstillstand schafft die Bedingungen für ein Ende
des Tötens und für die Freilassung der Geiseln und unrechtmäßig Inhaftierten.
 • Liefern Sie keine Rüstungsgüter an Israel, wenn die Gefahr besteht, dass sie
völkerrechtswidrig eingesetzt werden. 
• Unterstützen Sie die internationale Gerichtsbarkeit ohne Einschränkungen, um die
jahrzehntelange Straflosigkeit zu beenden. 
• Setzen Sie sich im Sinne des Gutachtens des Internationalen Gerichtshofs vom 19.
Juli 2024 mit aller Kraft für ein Ende der illegalen Besatzung, des
völkerrechtswidrigen Siedlungsbaus und der Vertreibung der palästinensischen
Bevölkerung im Westjordanland ein!
 • Schützen Sie die Meinungs- und Versammlungsfreiheit in Deutschland: Der Schutz
vor Diskriminierung, Rassismus und Antisemitismus darf nicht gegen das Recht auf
friedlichen Protest ausgespielt werden.

Den gesamten Text finden findet man auf :

oder
friedensforum-neumuenster.de

openpetition.de

direkt
beteiligen!

Wir fordern von der Bundesregierung:


